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# Politik der fllMtte
oder Politik der Extreme ?

Schon vor einiger Zeit haben wir an dieser Stelle aus -
einandergesetzt , wie schwer die Krisis ist , in der sich unser
deutsches Parteileben besindet . Besteht eine solche Kri-
sis , und kommt dann noch der allgemeine Mangel an
Erfahrung in der Handhabung des Parlamentarismus
hinzu, so braucht man sich nicht zu ivundern , daß das
parlamentarische System bei uns nicht so glatt funktio¬
niert, wie in anderen Ländern .

Selbstverständlich ist die Krisis im Parteileben nicht
aus bösem Willen odet politischer Ungeschicklichkeit allein
heraus entstanden . Es sind vielmehr die großen Pro -
Werne unserer Zeit, die eine jede Partei zur Stella,ig -
nähme zwingen und so zu lebhaften Diskussionen Anlaß
geben. Da diese Probleme aber aus den mannigfachsten
Gebieten liegen, läßt es sich gar nicht vermeiden , daß sie
sich im einzelnen überschneiden. Jedenfalls kann man
alle diese Probleme nun und nimmer von einelU ein-
zigen Standpunkt aus beurteilen. Und so kommt es
denn, daß in ein und derselben Partei häufig die ver-
schiedenartigsten Meinungen zu finden sind , je nachdem ,
ob das zur Diskussion stehende Problem ein Problem der
Weltanschauung, der Kulturpolitik , der Verfassnngs - , der
Wirtschafts- und Sozialpolitik oder der Außenpolitik ist .
Man kann verfassungspolitisch sehr weit links und Wirt-
schaftspolitisch sehr weit rechts stehen , und umgekehrt.
Um nur ein Beispiel herauszuheben .

Aber selbst dann , wenn man sich auf die Vorrangstel¬
lung eines Problems hin einigen sollte , würde anch hier
sehr bald der Gegensatz der Auffassungen das Terrain
deherrschen . Der Primat der Außenpolitik ist ganz von
selbst gegeben , und er wird noch am ehesten bei uns in
Deutschland als solcher anerkannt . Aber auch hier ist es
gar nicht möglich , alle Angehörigen einer Partei zur Aner-
kennung einer Einheitsformel zu bringen , da die Frage ,
ob im Einzelfalle vorsichtiges Zuwarten oder energisches
Austrumpfen eher zum Ziele führt , naturgemäß schon
allein je nach dem Temperament des Einzelnen verschie-
den beantwortet wird . Daß wir uns aber aus sehr nüch-
ternen Erwägungen für eine Politik der Vorsicht entschie-
den haben, brauchen wir nicht nochmals des Näheren dar -

Lulegen.
Die Deutsche Volkspartei hat nun geglaubt , durch eine

ganz bestimmte Aktion die Parteien zu klaren Antworten
zwingen zu müssen. Die Deutsche Volkspartei lehnt seit-
dem eine Politik des Ausgleichs, eine Politik der Mitte ab
und wünscht, daß sich die Parteien bei uns , nach engli -
schem Muster , zu einer großen Rechten und zu einer
großen Linken umzugruppieren . Wir befürchten, daß
die Deutsche Volkspartei mit diesen ihren Bestrebungen
nicht zum Ziele gelangen wird . Im Gegenteil ? Sie
wird den allgemeinen Wirrwarr, den allgemeinen, kri -
senhaften Zustand nur noch vergrößern , bis sich ganz
von selbst wieder die Einsicht, daß uns in unserer jetzi¬
gen Lage nur eine Politik der Mitte nützen kann, wieder
allenthalben durchsetzt.

Zunächst hat die Deutsche Volkspartei mit ihrer Aktion
nur das Eine erreicht, daß die Probleme in besonders
scharfer Form hervortreten , daß die Gegensätze sich ver-
schlimmer «. Und so ist der Eindruck, den man heute
vom deutschen Parteileben gewinnt, der, daß alles in
F ! uß geraten zu sein scheint . Vor allem gilt das aller-
öings für die sogenannten bürgerlichen Parteien . So -
gar die Deutsche Volkspartei selbst ist keineswegs in sich
geschlossen — das beweist schon ein Blick in ihre
Presse —, und man läßt den Führern wohl nur deshalb
augenblicklich den Willen, weil man nicht imstande ist,
andere Heilmittel zu empfehlen .

Bei den Deutschnationalen ist das Durcheinander noch
größer. Denn hier wird der Widerspruch zwischen den
Ankündigungen der Agitation und den parlamentarischen
Handlungen allmählich so bedeutend , daß kein Wäh¬
ler mehr aus der Geschichte klug werden kann . Es
wüßte denn gerade sein , daß er sich auf dem Boden des
Macchiavellismus stellt und ganz bewußt die offizielle
Politik der Deutschnationalen im Parlament und im
Reichskabinett als eine Täuschungspolitik betrachtet.

Beim Zentrum liegen die Dinge ähnlich. Das beweist
unter anderem wieder der letzte Beschluß des ReichSpar -
teivorstandes des Zentrums. Obwohl doch das Kabinett
Luther nach dem Willen der Deutschen Volkspartei und

der Deutschnationalen ein nach rechts hin orientiertes
Kabinett sein soll, will das Zentrum doch an seiner bis-
herigen politischen Linie, also au einer Linie der Mitte,
unerschütterlich festhalten . Das Zentrum hat also einst-
weilen die Aufforderung , sich nun endgültig entweder
für rechts oder für links zu entscheiden , abgelehnt und
bleibt bei seiner Politik der Mitte , in der sehr richtigen
Erkenntnis , daß eine Entscheidung, sei es nach rechts, sei
es nach links, zu einer Spaltung der Partei führen
müsse .

Aber auch bei den Sozialdemokraten und Demokraten
ist die Haltung , obwohl sie sich im Ganzen viel fester um -
reißen läßt , nicht ganz klar. Auch die Demokraten ha-
den bisher Herrn Geßler das Verbleiben im Kabinett
gestattet und der Rechtspresse so Gelegenheit gegeben, zu
behaupten , das neue Kabinett sei doch ein Bürgerblock-
vabinetk , da ja auch Demokraten in ihm vertreten sind . Im¬
merhin scheint die Absicht, zum Kabinett Luther in Opposi»
tion zu bleiben, bei den Demokraten die maßgebende zu
sein. Das ist natürlich in noch schrofferem Maße bei
den Sozialdemokraten der Fall . Aber auch sie haben im
Reichstag erklären lassen , daß sie bei positiven Aufgaben
dein Kabinett ihre Mitarbeit nicht versagen würden .
Also mindestens sachliche Opposition und nicht Opposi-
tion saus phrase .

Sehr vereinfacht würde die Stellungnahme der Par -
teien werden, wenn die Deutsche Volkspartei ihnen ein-
deutig sagen könnte , was denn eigentlich unter rechts
und links praktisch zu verstehen sei. Das hat die Par -
tei bisher unterlassen, und zwar deshalb, weil kein Po -
litiker in Deutschland dazu in der Lage wäre , praktisch in
jedem einzelnen Falle zu definieren, ob dies eine Politik
der Linken oder der ReMen sei . DieEntscheidung des neuen
Kabinetts in der Frage der neuen Arbeitszeit der Berg -
arbeiter war gewiß keine Entscheidung im Sinne einer
Rechtspolitik, wie denn überhaupt die ganze Regie-
rungserklärung Dr . Luthers durchaus kein Bekenntnis
zur Rechtspolitik bedeutete.

Die eben gekennzeichnete allgemeine Unklarheit hat
eine sehr bedauerliche Tatsache im Gefolge, nämlich die ,
daß sich allmählich der Wähler und der Parteiangehöri -
gen ein großes Mißtrauen bemächtigt . Keine Partei
traut der anderen mehr über den Weg , aber auch kein
einziger Parteiangehöriger weiß heute zu sagen, wie
die Haltung - seiner Partei sein wird . Ob die Deutsche
Volkspartei bei diesem Zustand auf die Dauer gute Ge-
schäfte machen wird , wissen wir nicht . Das politische
Leben in Deutschland gerät jedenfalls immer mehr in
das Stadium des Krankhaften hinein . Das Ende vom
Lied wird sein , daß wir entweder wieder in neue Kata -
strophen hineinschlittern, oder daß man von neuem wie-
der da anfängt , wo der frühere Reichskanzler Dr . Marx
aufhören mußte , nämlich bei einer Politik der Mitte , bei
einer Politik der Sammlung und des vernünftigen Aus -
gleichs .

Zu der Frag- der Regierungsbildung
in Preußen

nimmt die „Germania " in einem Leitartikel Stellung . Da »
Zentrnmsblatt erklärt , daß für das preußische Zentrum allein
die Sachlichkeit und staatsbürgerliche Einstellung matzgebend
bleiben . Der Artikel wendet sich dann in längeren AuSfüh -
rungen gegen die Haltung der Rechtspresse , vor allem gegen
die Drohung mit einer Landtagsauflösung und erklärt , daß
eine solche Lösung der Zentrumspartei nur angenehm sein
könnte Schließlich wird gesagt , daß das Zentrum sich nicht
mürbe machen lasse, und daß die Zentrumspartei in Preußen
das Experiment Luther insbesondere nach der am Freitag und
SamStag abgehaltenen Aussprache mit dem Parteivorsitzenden
im Lande nicht wiederholen werde .

Die deutsch -französischen Wirtschafts -
Verhandlungen

Das Reichskabinett hat beschlossen, Staatssekretär von Tren -
delenburg aufs neue zur Berichterstattung nach Berlin zu be-
rufen .

Nach Pariser Meldungen bedeute der neue französisch « Bor -
schlag ein Annäherung an den deutschen Standpunkt . Pariser
Blätter betonen jedoch, daß der französische Handelsminister ,
dessen Entgegenkommen in dieser Angelegenheit man loben
müsse , doch nicht Herr über die Entscheidungen des Parla -
ments sei . Man setze sich der Gefahr aus , daß eine Abstim -
mung in Kammer und Senat erfolge , durch die gewisse Be -
stimmungen , die Frankreich und Deutschland in ihren Ver -
trag aufgenommen hätten , nicht die erforderliche Billigung fin -
den würden . Man wolle also das , was die Unterhändler
Frankreichs und Deutschlands abgeschlossen hätten , dem Gesetz
der Parteien unterordnen .

1Um die "Räumung der \ . Zone
Die deutsche Antwort auf die Ententenote

Die Antwort der Rrich »regierung auf die Kollektivnote in
der Räumungsfrage wurde Dienstag vormittag den alliier -
ten Vertretern in Berlin übergeben . Sie lautet :

„Herr Botschafter ! In der dem Herrn Reichskanzler am
26 . Januar überreichten Rote erklären die alliierten Regie -
rungen , daß sie einstweilen nicht die Absicht haben , die Frage
der Räumung der nördlichen Rheinlandzone mit der beut -
schen Regierung zu erörtern oder auf die Darlegungen der
deutschen Note vom 6 . Januar einzugehen . Sie verschieben
die bereits in ihrer ersten Note angekündigte Mitteilung der¬
jenigen Punkte , von deren Erledigung sie die Räumung je -
ner Zone abhängig machen wollen , erneut auf eine spätere
Zeit , wobei sie ebenso wie früher möglichste Beschleunigung
dieser Mitteilung in Aussicht stellen . Im übrigen befchrän -
ken sie sich darauf , der deutschen Regierung die Verkennung
der Tragweite der Artikel 428 und 42g des Bersailler Ver -
träges entgegenzuhalten und die Behauptung zu wiederholen ,
daß Deutschland die in diesen Artikeln vorgesehene Borau ?-
setzung für die fristgemäße Räumung der nördlichen Rhein -
landzone nicht erfüllt habe .

Die deutsche Regierung inuß zu ihrem Bedauern festste! -
len , daß die Ausfuhrungen der deutschen Note vom 6 . Ja -
nuar den alliierten Regierungen lediglich zu einer formalen
Erwiderung Anlaß gegeben haben , die diese für Deutschland
und für die europäische Verständigung so bedeutungsvolle
Angelegenheit in keiner Weise fördert . Die alliierten Re -
gierungen halten die deutsche Regierung wie auch die Oeffent -
lichkeit noch immer in Unkenntnis be» Tatsachenmaterial »,
mit dem sie den von ihnen bereits vor mehreren Wochen ge-
faßten Beschluß begründen wollen . Das deutsche Volk wird
wiederum der Nichterfüllung des Vertrages beschuldigt , ohne
daß ihm die Möglichkeit gegeben würde , sich gegen diese Be -
schuldigung zu verteidigen . Die alliierten Regierungen zie -
hen aus einer einseitigen Beurteilung des Sachverhalts die
schwerwiegendsten Folgerungen und lehnen es in ihrer neuen
Note sogar bis auf weiteres ausdrücklich ab , mit der deutschen
Regierung in eine Erörterung der Angelegenheit einzutre -
ten .

Die deutsche Regierung vermag nicht zu verstehen , inwie -
fern ihr eine Verkennung der Tragweite der Artikel 428 und
429 vorgeworfen werden könnte . Sie hat nicht bestritten ,
und bestreitet nicht , daß diese Artikel die Räumung der nörd -
lichen Rheinlandzone am IV .vJamiac 1925 von gewissen Vor -
ausfetzungen abhängig machen . Ihre Behauptung geht viel -
mehr dahin , daß diese Voraussetzungen erfüllt sind . Die Tat -
fache der völligen Entwaffnung Deutschlands ist zu offen -
kundig , als daß die alliierten Regierungen die Nichtinnehal -
tung des vertragsmäßigen Räumungstermins mit dem ge-
genwärtigen Stande der deutschen Abrüstung begründen
könnten . Die alliierten Regierungen scheinen in ihrer Note
einen Unterschied zwischen der Tragweite des Art . 428 und
des Art . 42g in dem Sinne machen zu wollen , daß die in
Art . 429 vorgesehene etappenweise Räumung eine von ihrer
Entscheidung abhängige Vergünstigung für Deutschland dar -
stelle . Dies würde dem klaren Wortlaut des Vertrages wi¬
dersprechen , der keinen Zweifel darüber läßt , daß dir Be -
stimmungen des Art . 429 nicht weniger Bertragsrecht sind al »
diejenige » des Art . 428.

Das gemeinsame Interesse an einer fruchtbaren politischeil
Zusammenarbeit gestattet es nicht , den gegenwärtigen Zu -
stand , der das Schicksal eines großen deutschen Gebietes und
seiner Bevölkerung im Ungewissen läßt , auf unbestimmte Zeit
zu verlängern . Die deutsche Regierung erwartet deshalb ,
daß die alliierten Regierungen die Mitteilung des angekün -
digten Materials nunmehr alsbald folgen lassen und so die
Voraussetzungen für eine Verständigung über die Beilegung
des entstandenen Konflikts schaffen ."

Französische Pressestimmen .
23TB . Paris , 28 . Jan . Die Note der deutschen Regierung

wird in der heutigen Morgenpreffe zum Abdruck gebracht .
Eine Reihe von Blättern , darunter auch das „Oeuvre " und
der „ Viatin "

, können sich jedoch nicht entschließen , den „voll-
ständigen " Text dieses Dokumentes ihren Lesern zu unter -
breiten . — Der „Matin " kritisiert diese Note und schreibt ,
die deutsche Antwort schließe vorläufig die Polemik ab . Es
sei wahrscheinlich , daß die Botschafterkonferenz in etwa 14
Tagen im Besitz des endgültigen Berichts der Interalliierten
Militärkontrollkommission sein und alsdann den Text des
Dokumentes abfassen werde , das Deutschland Befriedigung
geben werde , eine Befriedigung , die gewiß durch die Beweise
verringert werde , die der öffentlichen Meinung der Welt da-
für geliefert würden , daß das Reich nicht in dem Maße
abgerüstet habe , wie es geschehen müßte , und wie Reich?-
außenminister Luther es behauptet habe .

Das „Journal " schreibt : „Du bist böse, also hast Du un -
recht ! " sagt ein altes Sprichwort . Deutschland beklage sich
noch immer , daß man zögere , ihm Gelegenheit zu geben , seine
Unschuld aufzuzeigen . Es werde nichts verlieren , wann eS
warte .

Der „Goulois " spricht von einem neuen Faustschlag auf den
Tisch . Nie sei im Frieden von Deutschland ein Dokument
berechnenderer Indolenz und zynischerer Arroganz gekom -
men . Obwohl die Mächte seither viele Beschwerden des Deut -
schen Reiches entgegengenommen hätten , hätte jedoch kein Do -
kument bis jetzt einen solchen Ton kalter Impertinenz und
kaum verhüllter Drohung angeschlagen .

Mit der Beilage : Leipziger Stahlfedernfabrik Herm . Müller, A .-G ., Leipzig-Li



politische Neuigkeiten
Die Neuregelung der Aufwertungsfrage

Im AufwcrtuagsauSfchuß d»ß Reichstags nahm am Mens -
jag ReichSjustizminister Frenke » zur AufwertungSfrqge Stel -
lüng . .

Er betonte zunächst, daß das Reichsgericht die Rechtsgnltig -
keit der dritten Steuernotverordnung ausdrücklich feststellte .
Gleichwohl wurde die Verordnung noch in neuerer Zeit viel¬
fach als ungültig bezeichnet. Eine weitere Entwicklung die-
fer rechtliche» Unsicherheit lasse eine erhebliche Gefährdung der
öffentlichen Ordnung befürchten . DesKalb habe sich die Reichs -
regierung entschlossen , dem Reichspräsidenten zu empfehlen ,
durch eine , auf Grund von Art . 48 der Reichsverfassung zu er -
lassende Verordnung die dritte Steuernotverordnung und ihre
Durchführungsbestimmungen auf eine neue rechtliche Grund -
läge zu stellen . Die in der Öffentlichkeit hiergegen erhobenen
Rechtsbedenken teile die Reichsregierung nicht . Auch da«
Reichsgericht habe entschieden , daß das Anwendungsgebiet de«
Artikels 48 auch wirtschaftliche Maßnahmen zur Erhaltung
der öffentlichen Sicherheit umfasse . Im übrigen sei die Ver¬
ordnung nur zur einstweilige « Regelung der Aufwertung be»
stimmt . Die Reichsregierung stehe nach wie vor auf dem
Standpunkt , daß die endgültige Lösung nur im Wege der »r
deutlichen Gesetzgebung gefunden werden könne. Die Regie »
rungsvorlage zur Ergänzung der dritten Steuernotverordnung
sei in Borbereitung . Für möglichste Beschleunigung sei Sorge
getragen .

Reichsfinanzminister von Schlieben betonte die Notwendig -
feit der endgültigen Regelung , die nicht ausschließlich unter
fiskalischen Gesichtspunkten erfolgen , sondern auch den sozia¬
len Gerechtigkeiten genüge leisten müsse . Ihre Tendenz finde
diese Absicht in dem Wohl der Gesamtwirtschaft , das > den In -
teressen der Einzelnen vorangehe . Es sei eine Regelung not -
wendig , die unter allen Umständen vermeide , daß sich die
Spekulation auf Kosten schwer geschädigter Anleihebesitzer be-
reichere .

Im weiteren Verlaufe der Sitzung kamen die von mehreren
Abgeordneten vorgelegten Entschließungen nicht zur Abstim -
mung , da der Abg . Hergt <Dntl .) eine Entschließung einge -
bracht hatte , deren zweiter Punkt auf Grund der Ertlärun -
gen des Reichsfinanzministers verlangt , de» neuen Gesetzent »
Wurf zur Aufwertungsfraae nach einer Woche im Reichstage
zu verhandeln und die Sitzungen des Aufwertungsausschusscs
auf eine Woche zu vertagen . Dieser Antrag wurde ange -
n o mm e n.

Die Untersuchung der FinanzaftSren
Im preußische » Untersuchungsausschuß behandelte man

u . ä . die Frage , wie und durch wessen Hilfe die KNtisker -
Barmats usw . in Deutschland wohnen und Geschäfte mache »
konnten . Ein Vertreter deS Ministeriums des Innern er-
klärte : Räch den bisherigen Ermittlungen ist KutMer mit
Frau und Sohn am 1. Juni 1920 nach seiner eigenen Angabe
aus Litauen »ach Berlin zugereist ohne Pag - und Sichtver -
merk. Anfangs 1922 wurden die Behörden auf ih » aufmerk¬
sam gemacht durch eine andere Firma , die ein Strafverfah -
ren gegen Kutisker einleitete und seine Ausweisung bean¬
tragte . Am 21 . März 1922 hat das Wohnungsamt Wilmers¬
dorf die Ausweisung Klutiskers beantragt , weil er ohne Ge -
nehmigung eine Sechszimmrrwohnung bezogen HMe,. Ku¬
tisker selbst hat am IS . Oktober 1922 eine AufenthAtsgeneh -
mignng beantragt , in der er als besonderer Referent eine
Empfehlung des Beauftragten des deutschen Gesandten bei
der Regierung in Lettland und Esthland dem Polizeipräsidium
vorlegte . Trotz dieser Empfehlung hat am 19. Oktober 1922
das Polizeiamt Wilmersdorf KutiSkerS Ausweisung verfügt .
Da erschien der Fabrikant Blau und erklärte , daß Kutisker als
Mitinhaber der Firma von Stein unentbehrlich in Deutschland
sei und bat um Gewährung der Aufrnthaltsbewilligung . . Diese
»ourde dann auch gegeben . ^

Der Vertreter der Preußischen Staatsbank erklärte zur
Frag « des Hanauer Lagers , daß dieses der Staatsbank als
Deckung angeboten wurde , als die Gesamtschuld Kutiskers
rund 4,6 Millionen Mark betragen habe . Staatsbankpräsident
Schröder gab zu , daß es sich hierbei allerdings um ein Risiko-
geschäst gehandelt habe , daß aber mit Zustimmung der ord -
nungsmäßige » Bankorgane ersolgt sei und wobei die Staats -
bank nur das Zinsrisiko gehabt habe . — Schließlich wurde mit
16 gegen 8 Stimmen der Ausschluß der Oeffentlichkeit und die
Prüfung des gegenwärtigen Wertes des Hanauer Lagers be-
schloffen.

Nach Wiederherstellung der Oefsentlichkeit setzte Finanzrat
Breckenfeld seinen Vortrag über die Entwicklung des Ha -
uauer Lagergeschäftes fort . Er erklärte hierzu , daß im Juli
1924 »von einem .Vertreter der rumänisch «» Regierung " in Ge -
genwart Dr . Hellwigs in Hamburg ein Vertrag abgeschlossen
wurde , in dem die Rumänen das Lager zum Preise von 9,0
Millionen erworben hätten . Von diesem Vertrag « sei die ru -
mänische Regierung jedoch wieder zurückgetreten . Eine di-
rette Fühlungnahme mit der rumänischen Regierung darüber ,»b die ganze Angelegenheit der rumänischen Regierung eigent -
lich bekannt sei »der nicht, habe von amtlicher Seite nicht statt -
gefunden . Zur Frage des Anwachsens der Schuldenlast Ku -

tiskers von 4,5 Millionen auf 14,2 Mllionen erklärte Breun¬
feld . daß die Schuldenlast KutiSkerß sich namentlich dadurch
vergrößert habe , daß früher in Zahlung gegebene Wechsel
keine Deckung fanden , so daß er mit . diesen Wechselbeträgen
belastet werden mußte . Auf di« Frage , ob den „SchiedSrich -
tern " für ihre Tätigkeit in dem Streit Kutisker - Micharl ein
Honorar von 52 000 Mark im ganzen bezahlt wurde , und ob
die Genehmigung zu dieser schiedsrichterlichen Tätigkeit gege -
den worden sei, erklärt der Präsident Schnieder , daß die Be¬
amten Ruehe und Hellwig von dem vormaligen Bankpräsi -
denken v. Dombois die Genehmigung erhalten Hätten , als
Schiedsrichter tätig zu sein und ein angemessen «? Honorar "
dafür zu erhalten . Von Kutisker sei an Ruehe ein Honorar
von 12 900 Mark gezahlt worden , wovon Hellwig 6000 Mark
erhalten habe . Im Auftrage der Firma Michael habe dann
der Vertreter der Firma , General v. LivoniuS , Ruehe weitere
40 000 Mark überbracht.

D «r Vorsitzende des preußischen Untersuchungsausschusses ,Dr . Leidig , teilte mit , es sei seine Absicht, sich mit dem Vor -
sitzenden deS ReichstagSausschufses in Verbindung zu fetzen ,
um möglichst einheitliches Borgrhen der beiden Ausschüsse zu
ermöglichen .

Der württembergische Landtag
hat Dienstag nachmittag die Beratungen wieder aufgenom -
men . Zu Beginn der Sitzung gab Präsident Körner « in « Er -
klärung ab , wonach der Landtag als der Vertreter des würt -
tembergischen Volkes feiner Entrüstung darüber Ausdruck gibt ,
daß die vertragsmäßige Zusage bezüglich der Räumung Kölns
und der erst«n . Rheinlandzone nicht eingehalten worden ist.
Wenn von Sicherungen gegen kriegerische Angrisse gesprochen
wird , so hätte wohl das entwaffnete deutsche Volk vor allen
anderen Völkern der Welt -das Recht , für seine friedliche Ent -
Wicklung Sicherheiten zu fordern und zu verlangen , daß statt
rechtwidriger Gewalt das Recht tritt , auf das auch Deutsch -
land Anspruch erhebt . — Die Ansprache wurde mit großem
Beifall aufgenommen .

Zusammenstöße in Berlin
Die Berliner sozialdemokratische Partei veranstaltete am

Dienstag gemeinsam mit dem Reichsbanner Schwarz -Rot -Gold
im Berliner Sportpalast eine Kundgebung für die Republik .
Der Berliner Bezirksverbandsvorsitzende Bartels und Reichs -
tagspräsident Löbe sprachen über die innere Politik . Ihre
Ausführungen gipfelten in einer Kampfansage der Sozialde -
mokraten gegen das Kabinett Luther . Äber außenpolitische
Fragen sprach der Reichstagöabgeordnete Breitscheid . Wäh¬
rend seiner Rede kam es zwischen antvesenden Kommunisten
und Reichsbannerl «ut«n zu Zusammenstößen , die einen grö -
ßeren Umfang annahmen , als Dr . Levi die Kommunisten an -
griff . Zum Schlüsse sprachen noch Crispien , Miiller - Franken
und der preußische Ministerpräsident Braun , der die Arbeiter
aufforderte , Republik und Demokratie zu schützen.

Nach der Kundgebung kam es in der Potsdamer Straße zu
schweren Zusammenstöße « zwischen Sozialdemokraten und
Kommunisten , in deren Verlauf es aus beiden Seiten zahl -
reich« Verletzte gab . Eine starke Abteilung der Schupopoli¬
zei vermochte nach längeren Bemühungen di« Straßen iäu -
vern und den völlig unterbundenen Verkehr wieder herzustel -
len . In der 11 . Abendstunde wurde in der Lindenstraße in
der Rahe des Vorwärtsgebäudes ein von der Kundgebung
kommender , etwa 100 Mann starker Zug des Reichsbanners
von einen « 300 Mann starken Kommunistentrupp überfallen .
Es «ntspanu sich in der Dunkelheit ein heftiger Kampf , bei
dem es gleichfalls auf beiden Seiten Verletzte gab . 10—12
Reichsbannerleute , die Schlag - und Stichwunden erhalten hat -
ten , mutzten zur Rettungsstelle transportiert werden .

Hmrze Machrichten
Kein « Erhöhung der Februarmieie in Preußen . Wie der

amtliche Preußisch « Pressedienst mitteilt , hat die preußische
Staatsregierung von einer Erhöhung der Miete für den Mo -
nat Februar abgesehen . Es bleibt also für die Miete im Fe -
bruar bei den bisher geltenden Sätzen .

Wegen eines Angebots der Firma Krupp für Lieferungvon Dampfkesseln für argentinische Torpedobootszerstörer solldie Botschafterkonferenz in Berlin Vorstellungen erhoben und
mit „Sanktionen " gedroht haben . Es handelt sich um den
Ersatz alter Kessel, die Krupp seinerzeit gebaut hatte .

Die französischen Rheinreeder haben sich in Straßbizrg zueinem Komitee zusammengeschlossen , um die allgemeinen In -
teressen der französischen Rheinschisfahrt zu schützen und zu
verteidigen .

Einigung im französischen Bergbau . Nach einer Meldungaus Touai ist zwischen den Vertretern der Bergarbeiterge -
werkschaften und den Grubenbesitzern aller Bezirke ein Ab -
kommen abgeschlossen worden , nach dem die Bergarbeiter eine
Lohnerhöhung von 75 Centimes bis 1 Franc pro Tag erhal -
ten . Der drohende Strei kist also vermieden .

Badischer Ten
Zur « eichsgründunsskeier
der Universität Lreiburg %

Von zuständiger Stelle wird mitgeteilt : Nachdem Z>urch
Berichte der Tagespresse, durch Ohrenzeugen und durchein Schreiben des akademischen Senats an die Unterrichts-
Verwaltung offenkundig geworden war , daß die Festr«tt
deS ordentlichen Professors Freiherrn Marschall Von Bw
berstein bei der Reichsgründungsfeier der Universität
Freiburg schwere Ausfälle gegen den heutigen Staat und
einzelne feiner Repräsentanten enthalten hatte, hat das
Unterrichtsministerium von dem Redner das Manuskript
eingefordert. Professor Freiherr von Marschall hat ks
abgelehnt, dieser Forderung nachzukommen . Hieraus ist
gegen ihn ein Disziplinarverfahren eingeleitet worden.

Die besetzten Gebiete und deren
Nüumungskristen

Das gesamte auf Grund des Vertrags von Versailles
und Uber diesen Vertrag hinaus besetzte Gebiet des Deut-
scheu Reiches belief sich Ende Augnst 1924 auf rund
36243 qkm mit rund 11 Miß . Einwohnern . Davon
wurde bis Anfang Dezember 1924 1649 qkm mit rund
822 000 Einwohnern wieder geräumt .

Das gemäß dem Versailler Vertrag befetzte deutsche
Gebiet umfaßt 31964 qkm mit rund 6 458 000 Einwoh-
nern <nach der Volkszählung von 1910). Davon ent-
fallen 1926 qkm mit 653 000 Einwohnern auf das Saar -
gebiet , über dessen weitere Zugehörigkeit zum Deutschen
Reiche durch Volksabstimmung im Jahre 1935 entschieden
werden soll. Für die übrigen altbesetzten Gebiete laufen
die Räumungsfristen wie folgt : -

Termin der Räumung

19. Januar 1925 . . . .
10 . 1930 . . . ,
10 . .. 1935 . . . ,

Fläche
in qkm
6 415
6416

17 207

Zahl der Ein¬
wohner am

1 . Dezember 1910
2 306000
1121000
2 378000

Zusammen 30 038 5 805 000
Dazu Saargebiet (Volksab¬

stimmung 1935» . . . . . 1926 653 000

Jnsges . altbesetztes Gebiet 31964 6 458 000
Die nach dem Vertrag von Versailles am 10. Januar

1925 zu räumende Kölner Zone umfaßt demnach rund ein
Fünftel der Fläche und etwas mehr als ein Drittel der
Einwohnerzahl des gesamten altbesetzten Gebietes.

Die über den Vertrag von Versailles hinaus von
Frankreich und Belgien neubesetzten Gebiete haben einen
Flächeninhalt von 4279 qkm und weisen , wenn man die
Volkszählung vom 8. Okt . 1919 zugrunde legt, 4 068 000
Einwohner auf . Davon entfallen ans das sogenannte
Sanktionsgebiet 509 qkm mit 877 000 Einwohnern . Ge-
maß dem Londoner Abkommen vom August 1924 sind
von den nendesetzten Gebieten zunächst 1633 qkm mit
899 000 Einwohnern zu räumen . Hiervon war bis An-
fang Dezember 1924 der größte Teil bereits germimt war-
den . Die Räumung des Ruhr - und Sanktionsgebietes
hat nach den Londoner Abmachungen spätestens bis End«
August 1925 zu erfolgen.

Genehmigung zur Errichtung nnd zum betrieb
von Funkanlage»

Die Errichtung und der Betrieb von Funkanlagen jeder
Art ( also zum Senden und zum Empfangen ) unterliegt der
Genehmiguni , der Deutschen Reichspost . Wer vorsätzlich ent -
gegen den Bestimmungen der Verordnung zum Schutze des
Funkverkehrs vom 8 . März 1924 eine Funkanlage errichtet
oder betreibt , wird mit Gefängnis bestraft . Der Versuch ist
strafbar .

Wie aus verschiedenen Vorkommnissen zu ersehen ist, beste-
hen über diese Sachlage vielfach noch Unklarheiten . Wer
sich nicht ernstlichen Unannehmlichkeiten aussetzen will , muß
vor der Errichtung einer Empfangsanlage für den Unter »
haltungsrundfunt die erforderliche Genehmigung der Deut -

Ikarlsruber Kunstausstellungen
Kunstverein — Gallerte M »» S — Kunsthans Sebald

Das neue Jahr hat mit einer Reihe von Ausstellungen ein -
gesetzt , die beachtenswerte Leistungen jüngerer Karlsruher
Künstler verschiedener Richtungen darbiete » . Im Kunstver -
ein fesseln zunächst Prof . H . Gehns Arbeiten , die, obwohl
nur Bquarellstudien , bei der Gleichheit des Formats und der
ins monumentale gesteigerte »! dekorativen Haltung den»
Raum , dessen Wände sie vorübergehend schmücken, zu eigen -
artigein Schmuck gereichen . Es hat einen besonderen Reiz ,
auf einen Künstler zu stoßen , der völlig neue und eigene
Wege geht und doch mit dem Schaffen feiner Zeit durch tau¬
fend Fäden verknüpft ist . Gehri hat die Vorwürfe zu seinen
Studien der Tätigkeit ' des Feldarbeiters , des Obstgärtners
entnommen , dazwischen Badende , Rudernde , auch ein leben -
sprühendes Früchtestillebcn ; alles gesehen im farbenzerglie -
dernden Licht einer grell scheinenden Sonne . Aber kaum
einmal steht das koloristische Experiment , der Eindruck des
Modellmäßigen und Zufälligen im Vordergrund ; in ihrer
eigenen , uns gegenüberstehenden Sphäre bewegen sich diese
«roh gesehenen , wohlbekannten und doch wieder so fernen
Wesen , denen der mit ostasiatischer Kunst vertraute Maler
durch fest und doch sensibel geführte Umrisse Form und Hai -
tung gegeben hat . Ähnlich und andersartig zugleich ist die
beseelte Linie Etzannes und seiner Schule , in unserem Falle
hat offenbar der japanische Holzschnitt Anregungen gegeben .

, Sieben Bildern , bei denen die Figuren in ihrer Körperlich¬keit den Rahmen zu sprengen drohen , treten dustige Land -
. schaftSstudien , in deren hellen Gesamtton sich feingliedrige
Gestalten glücklich einfügen („Badende im Freien "

, „Auf
- dem Kartoffelacker "

) . Die aus Wurzeln herausgeschälten ,
grotesken ^ igurenbildungen , sind amüsante , geistvolle Spie -
tereien , mit denen Gehri eine Kunstübung der Chinesen auf -
genommen hat , um sich auch auf dem Gebiet der KleinplaHik
zu betätigen .

In dem Dresdner Joseph Hegenbarth lernen wir den Ver -
treter einer Richtung kennen , die den malerischen barocken
Zeichnungsstil Slevogts oder Eorinths steigert ins Phanta -
stische . Ausschweifende , wenn man will . Formlose ; man
spürt die Anregungen , die von Greco , Goya , von Delacroixund Daumier ausgegangen sind und wird den Eindruck eines
gewissen Eklektizismus nicht loS, ähnlich wie bei verwandten ,
meist norddeutschen Künstlern , die den Impressionismus in
dieser Weise umgestalten . Gleichsam von dem schnell wech-
feinden Licht des Bühnenscheinwerfers umflossen , bieten die
bewegte » Gruppen und Massen koloristisch pikante und reiz -
Volle Wirkungen , die Visionen eines fieberhaft Träumenden
haben in den Zirtusszenen bilderische Gestaltung angenom¬men .

In dem großen Mittelsaal ist in pietätvoller Weise eine
Ausstellung des künstlerischen Nachlasses des jüngst verstorbe -
uen Schwetzinger Malers Walther Lilie veranstaltet worden .
In der Hauptsache sind es Landschaftsstücke , die Zeugnis ab -
legen von unablässigen Bemühungen , den Natureindruck zu
gestalten und bald zu Lösungen in kraftvoll realistischemSinne führen , wie in dem Züricher Gartcnbild , und dann
wieder folch zarte Stimmungen hervorbringen , wie die Stu -
dien aus dem Schweizer Hochgebirge oder die Herbstland -
fchaft bei Zürich . Auch im Porträt und Gruppenbild hat der
in den letzten Jahren schwer Leidende sich erfolgreich be-
tätigt .

Ein bestimmtes Programm hat die Galerie Moos ihrer
letzten Veranstaltung zugrunde gelegt : es sind junge Karls -
ruhrr Maler , teilweise Schüler oder Anhänger von Gocbel ,wie Huppert , Kutterer und Wintter , die auf den Bahneneines gesunden Impressionismus weiterschreitend es zu sehr
soliden und geschmacklich kultivierten Leistungen gebracht ha -
ben und Manches erhoffen lassen . E . W . Schrortrr geht in
seinen letzten Bildern auf dekorative Wirkungen auS , die den
Wunsch erwecken, ihm auf größerer Fläche , etwa auf der

Theaterkulisse , wieder zu begegnen . Bei Bocke , der mit sar -
big reizvollen Studien und einem gut komponierten Porträt
vertreten ist , ist man gespannt , wohin die Entwicklung füh «
ren wird , während Schöpflin in feiner „Romantischen Land -
schast " wieder ein Beispiel der für ihn charakteristischen , liebe -
voll pedantischen Feinmalerei gibt .

Dieser Hang zu subtilem Abtasten und Umschreiben der
Einzelform , der bei vielen unserer Jüngsten sich äußert , tritt
in andersartiger Weise in Erscheinung in den Zeichnungen
von Karl Hubbuch , die bei Sebald die Aufmerksamkeit stark
auf sich lenken . Mit grausamer Sachlichkeit schildert der
Künstler spießbürgerliche Mittelmäßigkeit , die Habgier deS
Nachkriegsgewinnlers , die Dürftigkei tder Verarmten . Wir
begegnen dem „Onkel auS Amerika "

, der in stumpfer Behäbig i
keit feiner verelendeten Nichte gegenüber sitzt, wir wohnen
der Gratulationsszene bei , die auf eine Alltagsverlobung
folgt , und betrachten die bnnalen und kitschigen Geschenke,
denen durch den Stift des Künstlers plötzlich eine ganz eigen -
artige Schönheit zuteil geworden ist . Szenen aus Kaiser ?
Bühnenstücken , aus dem „Juckenack " , treten in Erinnerung
beim Anblick der Junggesellenstube mit ihrem nüchternen
Inventar , und man sieht beelendet dem Vorgang zu , der sich '
da in furchtbarer Banalität abspielt . Aber wie auf der "
Bühne vaS detaillierende Gestalten des Schauspielers , st
wirkt hier die wundervoll subtile Zeichnung befreiend und er»
hebend . Einzelne Motive , wie die Kissen ans dem eben er«
wähnteii Bild , oder die Gruppe der an der Wand aufgehäng »
ten Jacken und Hüte bei „dem Mittagessen "

, ferner Pflan¬
zen , Blumen oder das zerrissene Gewand deS Zigeuner -
jungen , des „Kaufmanns Bär "

, geben Gelegenheit , die ForiN '
Phantasie Hubbuchs kennen zu lernen . Da , wo er nur alß
Zeichner auftritt und auf Satire und Novellistik verzichtet ,
tritt sie vielleicht am osfensichtlichsteii in Erscheinung : ei»
Blatt , wie das „Welschkorn "

, hinterläßt einen sehr starke»
Eindruck . H . :

I«



fcfcen Reichspost einholen . Sie tmrd durch jede Postanstalt
Ermittelt . Die auf der Rückseite der GenehmigungSur -
künde abgedruckten Bedingungen find sorgfältig zu beachten.
Sic geben darüber Aufschluß , was von dem Inhaber der
Genehmigung verlangt wird . Insbesondere ist es eine
Sache, die Zustimmung der Eigentümer der durch seine An »
loa« berührten Grundstücke und Gebäude einzuholen .
. In alle« ZweifelSfällen geben die Dienststellen der Deut -
scheu Reichspost bereitwillig Auskunft .

Sie badischen Reichstagsabgeordnete »» ««d die
Abstimmung im Reichstag

ßvei der namentlichen Abstumnuna im Reichstage am
LS. Januar über das von den Deutschnationalen , dem Zen¬
trum und der Deutschen VolkSpartei eingebrachte Mlligungs -
»cium für das Bürgerblo <Sabinett Luther -Stresemann waren
dem Karlsruher ..VolkSfreund " zufolge , alle in Baden gewähl ,
ten Reichsragsabgeordneten im Reichstage anwesend . Die in
Baden gewählten Abgeordneten haben wie folgt abgestimmt :
die S -zialdemokraten Geck, Schöpfen und Meier mit ..Nein " ;
der Kommunist Kenzler mit „Nein "

; der Bolksparteiler
Dr . Curtius mit » Ja "

; der Landbündler Julier mit „Ja " ;
der Drutschnatipnale Dr . Hanemann mit «Ja "

; der Demo »
lrat Dietrich gab die blaue Enthaltungskarte ab ; der Zen »
trn « Smann Dr . Wirth stimmte mit „Nein "

; die Zentrums -
abgeordneten Diez -Radolfzell und Sonner -Karlsruhe übten
Stimmenenthaltung durch NichtbeteiLgung an der Abstim-
Mung. während die Zentrnmsabgeorbneten Aehrenbach. Ersing
und Damm mit „ Ja " stimmten . Bon den weiter in Waden
wohnhaften , aber nicht in Baden, sondern entweder auf Reichs-
listen oder in anderen Wahlkreisen gewählten Abgeordneten
enthielt sich der Zcntrumsabgesrtmete A . Röder durch Nicht-
Beteiligung an der Abstimmung der Stimme , während die
beiden Demokraten Dr . Haas und Dr . Hummel die blaue
Enchaltungskarte abgegeben halben .

Spende für badische Kriegsblinde
Herr Balentin Kayenberger in Los Angelos ^Kalifornien ),

opfer geschickt Badischer Heimatdank
Verwendung des Betrages zugunsten in Rot befindlicher
Kriegsblinder beauftragt . Der Verein hat ihm herzlichen
Dank ausgesprochen.

Herr Kayenberger hat durch diese Spende erneut seine treue
Anhänglichkeit an die alte Heimat bewiesen.

Ikommunsle « undscbsu
« u« dem KreiSrat Freiburg . Am 31 . Januar 19W findet

in Freiburg ein Bertretertag sämtlicher badischer Kreise zur
Beratung einer Anzahl sämtliche Kreise berührende (Legen-
stände statt . Der KreiSrat beschloß von der Errichtung einer
landwirtschaftlichen Schwarzwaldschule abzusehen, dagegen
aber an der landwirtschaftlichen Kreiswinterschule Freiburg
Parallelklassen, mit einem '

den besonderen Verhältnissen
des Schwarzwaldes angepaßten Lehrplan zu errichten. Der
Bahnba« Titisee —St . Blasien ist nach Fertigstellung der
Gleisanlagen bis Aha wieder ins Stocken geraten und die
Fortführung der Bahnlinie bis St . Blafiep weiter hinausge -
schoben wordeil. Mit Rücksicht auf die große wirtschaftliche
Bedeutung, welche der Bahnbau für die Schluchseegemeinden
und das St . Blasiäner Gebiet mit seiner bedeutenden Holz-
und Fremdenindustrie hat. sollen auch vom Kreis die berech -
iigfen Bestrebungen der am Bahnbau Titisee—St . Blasien

•iHferefsmien Gemeinden nachdrücklichst unterstützt ' werden .
Apf die Vorstellung der Kreise Freiburg und Lörrach um In »
standsetzung der Feldbergstraße und ihre Übernahme als
Länd^ raße ging vom badischen Finanzminister ein Antwort -
schreiben ein, in dem es heißt : „Ob und welchen Betrag der

Staat zu dieser Verbesserung wird aufwenden können und ob
eS möglich ist, die Straße nach ihrem Ausbau als Landstraße
zu übernehmen , läßt fich jedoch zurzeit noch nicht übersehen.
Es wird zurzeit geprüft , welche Mittel erforderlich wären ,
um die verkehrsreichsten Landstraßen mit einer dem wachsen-
den Kraftwagenverkehr angepaßten Deckung zu versehen,eine Aufgabe, die zurzeit auf dem Gebiete der Straßenver -
waltung als die allerwichtigste erscheint . Es ist sehr fraglich,
ob neben den Jahreskosten für Erfüllung dieser Aufgaben in
den nächsten Jahren zu Straßen -Neu- oder Umbauten wei-
tere erhebliche Mittel vom Staate zur Verfügung gestellt wer-
den können. Ich werde auf die Angelegenheit zurückkommen,
sobald sich die finanzielle Wirkung der eben erwähnten
Pläne übersehen läßt ." Der Kreisversammlung soll die Bewil -
ligung eines Kreiszuschusses in Höhe eines Drittels des Auf-
wandes vorgeschlagen werden.

Die Gemeinde Kehl beabsichtigt beim Ministerium des In -
nern zu beantragen , daß der Milchhandel in Kehl konzesfionS -
pflichtig wird. — Der Ortsgruppe Baden des deutschen Ju -
gendberbergeveckandes wird ein einmaliger Beitrag von IVO
Mark aus der Stadtkasse bewilligt. — Ab 1 . Februar 1924 soll
auch Kehl den Nachtfernsprechverkehr erhalten , nachdem m«hrals ein Drittel der Fernsprechteilnehmer aus den Kreisen der
Industrie , Handel , Gewerbe, Ärzte usw . sich dafür ausgespro¬
chen haben . — Di« Schulräume der Handelsschule sollen, da
sie den Anforderungen nicht mehr genügen , erweitert wer -
den, zumal in Bälde die Anstellung einer dritten Lehrkraft
nötig wird.

Der Boranschlag der Stadtgemeinde Rheinselden für das
Rechnungsjahr 1924 bis 1926 verzeichnet in Einnahmen
411927 Mark , die -Ausgaben betragen 641650 Mark , der
ungedeckte Aufwand beträgt somit 229 723 Mark und soll
durch eine Umlage von 40 Pfennig für das Liegenschafts-
vermögen und 60 Pfennig für das Betriebsvermögen von
je 100 Mark Steuerwert zur «Begleichung kommen. Die
Steuerkapitalien setzen sich zusammen aus LiegenschaftSver--
mögen 16 969 800 Mark und aus Betriebsvermögen 92 401 200
Mark .

Iknrze fitacbricbten aus Laden
DZ . Bruchsal. 27. Jan . Ein schwerer Jung « ist der neu -

lich auS dem hiesigen Zuchthaus entsprungene Sträfling Wil -
Helm Wiegele aus Rüppurr . Er hatte bald nach seinem AuS-
bruch in der

^Kunstseidensabrik Schwetzingen einen Einbruch
verübt . Die Seidenballen , die gestohlen worden wäre « , konn-
ten wieder aufgefunden werden. Wiegele wurde , wie de-
bereits gemeldet, auf der Kaiserstraße in Karlsruhe festgenom-
men . Wiegele wurde wegen des EinbruchsdiebsiahlS
und wegen eines anderen Einbruchs, den er vor 5 Jahren in
Karlsruhe verübte , zu einer Zuchthausstrafe von 2 Jahren
und 3 Monaten verurteilt . Im ganzen hat er jetzt noch 11
Jahre Zuchthaus abzusitzen.

DZ . Pforzheim , 27. Jan . Der Vorsitzende des Verwal -
tungsausfchusses beim Arbeitsamt Pforzheim teilt mit , daß
sich bei der Kassen - und Rechnungsprüfung beim Arbeitsamt
ein Fehlbetrag von 2260 Mark herausgestellt habe. Gegen
den Führer der Hackhikasse, Direktor Heinrich J »ß , wurde eine
dienstpolizeiliche Untersuchung eingeleitet . Der Hauptkassier
hat den Fehlbetrag der Kasse ersetzt . Die Staatsanwaltschaft
hat gegen den verantwortlichen Hauptkassier ein Ermittluitgs -
verfahren eingeleitet .

DZ . Freibnrg , 22 . Jan . Im Badische» Bauernverein in
Ichtuchsee und Tiengen abgehaltenen uni > von Vertretern der
Land- und Forstwirtschaft. der Gemeinden , der Kulturbau -
ämter , des Kreises usw. besuchten Besprechungen wurde zur
Frage des Schl«chseewertprojekts eine Entschließung gefaßt »in der bei der Festlegung der Konzessionsbedingungen im
Interesse der Landwirtschaft im> Wutach- und Schlüchttale

verlangt wird, das, auch in späteren -Jahren fich zeigende
Schädigungen ' entschädigt werden, daß in wasserarmen Zeitenkein Wasser der Wutach entzogen wird und daß durch Ent -
schädigung der Industrie durch Strom und ihren dadurch be-
dingten Verzicht auf Waffer der Landwirtschast mehr Waffe«
zur Verfügung gestellt werden soll. Die Aussprache « ga®
Einmütigkeit darüber , daß die Landwirtschaft nicht etwa daS
Werk der Kraftgewinnung am Schluchsee verhindern wolle,
sondern daß es ibr nur darauf ankomme, die Schäden aus ein
Mindestmaß heraibgumirHern und Entschädigungen für bije
Betroffenen zu erlangen . — Die obige Resolution wurde in
Thiensen gefaßt während die in Schluchsee versammelten
Vertreter , die sich auch mit dem Bahnbau Titisee- Schluchsee -
St . Blasien beschäftigten, an die Reichsbahndirekrion ein Te-
Isgramm absandten , in dem die Weiterführung der Eisen-
bahn Titisee - St . Blasien bis Seebrugg und die Einführung
eineö geordneten Betriebes dringend gefordert wird.

DZ . Millingen , 2b. Jan . Als eine der letzten Schwarzwald -
gemeinden unseres Bezirks , die noch nicht mit Licht und Kraft
versehen find, wurde Unterkirnach dem Stromnetz Laufen -
bürg angeschlossen . ES sehlen nun noch die Gemeinden Klen-
gen und Ueberauchen , bei denen die Anschlußarbeiten jedoch
schon im Gange find.

Dandel und Mirtsckatt
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen 1<X> Kr.
Italien
London .
Newyork
PariS .
Schweiz
Wien

100 L .
1 Pfd .
1 D .

100 Fr .
. 100 Fr .

100 000 Kr.
• 100 Kr.

Itlliing Überall 100 Projtnt

28. Jan. 27 . Jan.
«ild Sri«f ffitlb Brie?

169.19 169.61 169.19 169 .61
75.06 , 7ö.24 74 .99 75.17
17.58 17 62 17 .39 17 .43
20;13 20 .18 20.11 20 .16

4 .19 4 .21 4.19 4 .21
22 .76 22 .82 22 .63 22 .69
80.98 81 .18 80 .98 81 .18

5 .90 5.92 5 .90 5 .92
12.46 12 .50 12 .46 12 .50

Staatsemzeiger
Die Handhabung der Feldpolizei .

Geologen und Geologiestudierende der badischen Hochschulen
find des Öfteren gezwungen , geologische Forschungs- und Stu »
dienarbeiten au !f solchem Gelände vorzunehmen, dessen Be-
treten nach § 388 Ziffer 9 des Reichsstrafgesetzbuchs , den nach
§ 146 Ziffer 2 und 3 Polizeistrafgesetzbuchs erlassenen Bor -
schristen und Anordnungen , sowie den Feldpolizeiordnungen
allgemein verboten ist.

Jni Interesse des geologischen Forschungs - und Lehrbetriebs
erscheint es wünschenswert , diesen Personen bei ihrer Arbeit
größtmögliches Entgegenkommen zu gewähren und das Betre»
ten *■" ' ' (. ... je. - —

hin . W > W .. HWU
welche . w«nn nichts anderes angegeben ist. für die Dauer deS
StuÄenhalbjahres Gültigkeit 'haben .

ES wird ersucht, die Polizeibeaniten insbesondere die Or «
gane der Feldpolizei , mit^ eeigneter Anweisung zu versehen.

Karlsruhe , den 28 . Januar 1925.
Der Minister des Innern .

Remmelei

Geschäftliches
Wir machen auf die heutige Beilage der Leipziger Stahl »

Herm . Müller , A . -G ., Leipzig , besonders aufmerk-federfabrik
sam.

m Benzin -Ersparnis bis zu 30 % ? !
i Gramm auf I Liter Brennstoff ? D 970

Das verbesserte Sonnlandin , glänz, begutacht ., spart
durch den Verbrennungsvorgang wesentlich an Betriebs¬
stoff u . Zündkerzen , verhind . die schädl . Vorzündungen
u . daß unverbr . Gase verloren gehen . Sonnlandin »er¬
billigt die Erhaltungskosten des Motors «Mit Ober die
Hälfte. Oberraschende Wirkung . Proben gegen Vor -
einsend. oder Nachn . von M . i .— .

"Werks -Verkauf
für Baden Thieme & Co . , Mannheim, H .- Lanzstr . 31

STAATSLOTTERIE
[ Am Freitag , den 30 . Januar 1929 läuft |

die Frist zur Erneuerung der Lose zur
Haupt - und SchluBklasse

I der 24 . /250 . Preuß . -Südd . Klassenlotterie I
ab . Um meinen Kunden entgegenzukommen
und den zu erwartenden Andrang auf meh -

| rere Tage zu verteilen , reserviere ich meinen |
alten Spielern ihre Lose bis spätestens

Montag , den 2 . Februar 1929
Ich habe noch eine Anzahl Kauflose zur |
D.978> 6. Klasse zum Preise von

% » / 7« V. Lose
RM .

"1120— 60.- 30. — 16 - .
I abzugeben . Höchstgewinn in dieser Haupt -
I Und Schlußklasse I Million Mark

74000 Gewinne von M . 500 000 .— abwirts , im
| Gesamtbeträge von Ober 16 Millionen Mark ,

iedee dritte Los ein Trefferl

ZWERG
| Bad . Lotterie - Einnehmer Karlsruhe !
HebelstraBe II und WaldetraBe 38
Telephon 4828 . Postscheckkonto 17808. [

Vadltches
Aandestheater

Donnerstag , 29. Jan . 7 b. n . ' /,10 Uhr . M. 6.—. F14 . Th .-Gem . 7301 -7900
In der Neueinstudierung : Der Darbte ? V9N Kagdttd .

Hierauf : Pierrots Sommernacht .

hervorragend
£ iND FORM UND GÜTE DER.

BAU BUND
MÖBEL

AM RONDELLPLATZ
ECKE EKB PRINZENUKAU-PRlEDIt-ST*.

EIGENE VERKAUFSSTELLEN:
[S KAiLSRUHE 'KJÜllFRiEDR}CH-5TllAJfSE2aMANNH E IM 'SCHLOS'S RECHTER FLÜGEL

P FO RZH E IM'TH EATEESTRASSB15P R. El B UR Q 'METZGERAU 6
O F F E N B U R Q 'STBI N5TR. 2

M O S B A CH ' HAU PTSTR .12

Baustoffgpoßhandlung liefert

erste Marke zu Syndikatspreisen
an Baumaterialienhandlungen und Bau »
geschälte und vergibt Alleinverkauf fflr
Karlsruhe und andere Plätze in der weiteren
Umgebung . Interessenten erfahren Näheres unter
D . 965 von der Expedition der Karlsruher Zeitung .

Eugen von Steffelin
Fernspr . 261 Kai *lsi *uhe Femspr . 261

» .658Mob elf ransport
Lager ss Spedition

Tx»S Answandervngswes « « betr .
Dem Herrn Rudolf Freilierrn von Enzberg in

Karlsruhe , Kaiserstraße 183, wurde gemäß § 11 deS
ReichSgesetzeL über das Auswanderungswesen vom
v. Juni 1Ä7 heute die Erlaubnis erteilt, bei Beförde-
Hingen von Auswanderern nach außerdeutschen Län »
dern alS Agent des Norddeutschen Lloyd in Bremen
durch Vorbereitung und Abschluß von Beförderungs»
Verträgen gewerbsmäßig mitzuwirken.

Die Erlaubnis berechtigt zum Geschäftsbetrieb im
Amtsbezirk Karlsruhe . 8 -219

Karlsruhe , den 26 . Januar 1925.
Bezirksamt — P » lizeidirekti»n B O .Z . 11

werden von landw . Aach-
Zeitschrift , Verb. mit Vergüt .
bei Viehschäden, überall für
Stadt u . Land ges. Nur
sog . Kanonen wollen sich
melden . Evtl .werdengrößere
Bezirke vergeben. Offert,
unter J . B. 12547 an
Rudolf « Off« . Berlin
S . W . 19 . 2X975

iittitat
l -ä. PrNil-
1 Rnksmtii

Mannheim
0 . 6. 6 .
Flinken 3J.47

Fernspr. 3303
| n. Maler & Co ., Q. m . bH
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Das Iprämiens^stem
der IRctcbsbabnflcacUöcbaft

Gelegentlich der Beratung im HauShaltSauSschutzdes badi¬
schen Landtags wegen der Entscheidung des ReichsschiedSge-
richts in Sachen bei Besoldungsregelung für den Monat Ja -
nuar 1925 in Gaden wurde auch auf das Vorgehen der Reichs-
bahngesellschSft mit ihren ßu Ende des vorigen JichreS bewil-
ligten Leistungszulagen hingewiesen. Die dabei zutage ge-
tretenen Auffassungen richteten sich allgemein gegen das von
der Ueichöbahn beliebte Verfahren .

Ein darauf bezüglicher Antrag der sozialdemokratischenFrak -
tio» ist vor wenigen Tagen dem Landtag zugegangen und hat
nachstehenden Wbrtlaut :

Die Deutsche Reichsbahngesellschaft hat auf Weihnachten
und Neujahr 1924/25 Massenentlassungen und Kündigungen
von Arbeitern vorgenommen, mit der Begründung, daß die
finanzielle Lage der Reichsbahngesellschaft diese Entlassungen
bedinge, da keine Mittel für Lohnzahlungen vorhanden seien.
Im Gegensatz hierzu hat die Reichsbahngesellschaft im selben
Zeitpunkt Millionenbetrage an Dienstprämien ausgeschüttet,
die für die Besoldungsgruppen betragen:

I und II 120 m . jährlich.
III und IV 180 M . jährlich,
V und VI 300 M . jährlich.
VII und VIII 440 M . jährlich,
IX 600 M . jährlich.

Diese Sätze sind bestimmt und den Personalvertretern in
Berlin mitgeteilt worden.

Ab Gruppe X wurden die Prämien in direkten Anweisun-
gen, Schecks auf die Reichsbauk, von der Hauptverwaltung
an die Bedachten überwiesen . Nach zuverlässigen Mittei -
lungen Beteiligter betragen die Prämien :

Gruppe X 2400 m . jährlich,
Gruppe XI und XII 3600—4800 M . jährlich,ab Gruppe Xllt 6000—12 000 M . jährlich.

Der Besoldungsgruppe XIII wird auf alle Fälle der Aus-
gleich zwischen den Gehältern der Gruppe XIII und B 1 be¬
willigt.

Weiter hat die Deutsche Reichsbahngesellschaft, gestützt auf
§ 18 Absatz 4 des Meichsbahngesetzes, beschlossen, der Ar -
beiterschaft den ihr nach § 84 Ziffer 4 des Betriebsrätegesetzes
gegen Entlassungen gegebenen Schutz nicht zu gewähren,
trotzdem das Unternehmen Deutsche Reichsbahngesellschaft
keine Behörde oder Staatszweig mehr ist, deren Personal
ihre Dienstbezüge auö öffentlichen Mitteln erhält.Wir fragen deshalb an :

1. Sind der badischen Regierung , besonder? mit Hinweis
ans die Entscheidung des Reichsschiedsgerichts in Leipzigüber die badische Besoldungsregelung , diese Mißverhält -
nisse , Arbeiterentlassungen und Prämiensystem , bekannt
und was gedenkt die badische Regierung in Wahrtutg des
Staatsvertrags zu tun ?

2 . Ist der badischen Regierung bekannt, daß die Reichsbahn-
gesellschaft ihren Arbeitern den in § 84 Ziffer 4 des Be¬
triebsrätegesetzes gegen Entlassungen gegebenen Schutz
vorenthält ?

8 . Ist die badische Regierung bereit , dahin zu wirken, daßden Reichsbahnarbeitern die arbeiterrechtlichen Schutzbe -
stiminungen uneingeschränkt gewährleistet werden ?

*
Dazu wird geschrieben :
Die Reichsbahn hat für ihr Personal besondere Leistungs-

zulagen eingeführt. Bei der ersten Verteilung soll zwar nicht

mehr als ein Siebentel des Personals bedacht werden, es
wird aber glaubhaft versichert, daß bereits für die nahe Zu -
kunst eine erhebliche Erhöhung dieses Anteilsverhältnissesins Auge gefaßt ist.

Die Maßnahmen der Reichsbahn erfordern die ernste Auf-
»nerksamkeit der Beamtenschaft, insbesondere der aus den
Hoheitsverwaltungen . Nicht in dem Sinne , daß den Kolle-
gen von der Eisenbahn die besonderen Leistungszulagen miß -
gönnt würden , sondern im Hinblick auf die Gefahr der in -
nerlichen Entfremdung der Eisenbahnbeamten vom sonstigen
Bernfsbeamtentum. Ein großer Teil der bisherigen Maß-
nahmen der neuen Reichsbahngesellschast scheint uns von dem
Bestreben getragen , die Eisenbahnbeamten von dem sonstigen
Berufsbeamtentum zu trennen , und auch diese neueste Ein -
richtung scheint uns weniger aus Fürsorge und Liebe für
die Eisenbahnbeamtenschaft geschaffen zu sein, als aus der
ganz bestimmten und folgerichtigen Anschauung, daß dem
Durchfchnitts -Eisenbahnbeamten der drohende Verlust des
Berufsbeamtentums zuerst von der angenehmen Seite des
Mehrverdienens her ein wenig schmackhaft gemacht werden
soll . Ob diese Neuregelung , die manch« als zielbewußte Mi -
nierarbeit ansehen , ein weiterer Schritt auf dem Wege zur
Abschaffung des Berufsbeamtentums bei der Reichsbahn (und
wohl allen Verkehrsverwaltungen ) ist ?

Im übrigen sehen die Leistungszulagen den in der Vor -
kriegszeit gezahlten Remunerationen , deren Abschaffung von
99 v . h . der gesamten Beamtenschaft freudigst begrüßt war -
den ist, verdammt ähnlich. Soll etwa auch die übrige Beam -
tenschaft wieder mit dieser zur Kriecherei erziehenden Ein -
richtung bedacht werden ? In der Beamtenschaft wird da»
Wiederaufleben der Remunerationen energisch abgelehnt .

Lrgünzung der Denkscbritt über den
Personalabbau

Dem Reichstag ist unterm 10. Januar 1925 vom Reichsmi-
inster der Finanzen eine Ergänzung zur Denkschrift Wer den
Personalabbau zugegangen . Sie stellt den Stand des Per -
sonalabbaues unter Zugrundelegung des Stichtags vom 1. Ok-
tober 1924 erneut dar . Dabei in die Reichsbichn , da sie durchdas Reichsbahngesetz vom 3V. Aug . 1924 eine selbständiges
Unternehmen geworden ist, außer Betracht geblieben.

Die Veränderungen in der Zeit vom 1 . Oktober 1923 bis
1 . Oktober 1924 lassen sich hiernach wie folgt darstellen :

Stand ^
Verwaltungen ^ ' Re

'
ichspostÄn

^
schl .Verwaltungen . ^ ReichSdruckerei :

gejSttt : ge^ .Srttfier :
vom I . Oktober 1923 105976 51394 50046 294127 8492 79383

„ 1 . „ 1924 95895 24120 45257 250157 3769 50435
sonach eine Per¬

sonalvermin¬
derung von 10081 27274 4789 43970 4723 28948

Im Verhältnis zum
Kopfstand am 1 .
April 1924 mit 98068 27881 37428 252576 3583 47065

Gegenüber !« Stand
am I . Oktob. 1924
demnach weniger 2173 3761 — 2419 — —

mehr — — 7829 — 186 3370
Im allgemeinen hat also auch in der Zeit vom 1 . April

bis 1 . Oktober 19L4 ein weiterer Personalabbau stattgefunden ;
soweit sich ein Zuwachs ergilbt , ist dieser auf Reuoinstellungen
im dienstlichen Interesse zurückzuführen, so beim Reichsver¬

kehrsministerium — Wasserstraßenabteilung— infolge Wie.
deraufnahme der Bau - und Unterhaltungsaöbeiten , bei der
Rcichspost durch den weiteren Ausbau des Telegraphen, und
Fernsprechnetzes.

Hinsichtlich der bei den Hckheitsverwaltungen und bei der
Deutschen Reichspost einschließlich Reichsdruckerei beschästig-
teu Wartegeldempfänzern und kommissarisch tätigen Landes-
und Gemeindebeamten ergibt sich folgendes Bild :

Stand am 1 . Oktober 1920 2360 Köpfe
1. April 1924 1431 „ I
1 . Oktober 1924 1252 .

Die Grundbuckeintragung des « eicds-
beimstättenvermerkes

Einer allgemeinen Verfügung des JustizmimsterS üb«
die Eintragung des ReichSheimstattenvermerkes in das Grund »
buch entnahmen wir die folgende Bestimmungen :

über die zu einer Reichshelmstätte (RH . ) gehörigen Grund¬
stücke ist ein gesondertes Gruudbuchblatt zu fuhren ; nicht zur
RH . gehörig« Grundstücke sowie solche Grundstücke, bei denen
die -

buchs unter Hinweis auf die gemäß einem neuen , der Allge-
meinen Verfügung beigegebenen Muster in der Aufschrift er-
folgenden Eintragungen etwa dahin eingetragen : «Diese»
Grundstück ist Reichsheimstätte (Näheres siehe in der Auf-
schrift ). Eingetragen am " Bei Erteilung von Ab-
fchriften des Grundbuchblatts ist die Tatsache und Dauer de«
Eintragung des rhv . auch nach seiner Löschung anzugeben,wenn Eintragungen aus der Zeit der RHE . noch bestehen .
Ist das Grundstuck bei Begründung der RH . mit Rechten be-
lastet, die bestehen bleiben und dem RHV . den Vorrang ein-
räumen , so ist Hei diesen Rechten in der Spalte „Verände-
runaen " folgender Vermerk zu machen : „— Das Recht — der
Nießbrauch — die Hypothek usw . unterliegt infolge Einräu¬
mung des Vorranges dem Heimstättenrechte "

. Dieser Ver>
merk ist auch auf die erteilten Hypothoten- usw . Briefe zu
setzen. Die aus dem RHG . sich ergebenden VerfügungSbe-
schränkungen und Rechte ( Vorkaufsrecht, Heimfallanspruch)
werden nicht in das Grundbuch eingetragen ^BeamtenÄund'
v. 15. Januar 1925).

Die Krankenkasse der Reichs -, Staat »- und
Gemeindebeamten in Baden

Sitz Karlsruhe , Nowackanlage 19, hielt am 25. Januar 1925
im Saale de? Kaffees Nowack eine außerordentliche Mithlie -
derversammlung unter der Leitung ihres Vorsitzenden, Reichs «
bahnrat Trautmann , ab , die aus allen Kreisen der Beamten-
fchaft gut besucht war . ES handelte sich dabei hauptsächlich
nm neue VorsMäge des Vorstandes , der die Kasse neu auf-
baut und »oesentliche Verbesserungen ab 1 . Januar 1925 vor¬
sieht. Neben Erhöhung der Leistungen sind weiter vorgesehen
gegenüber bisher Wochenhilfe und Sterbegeld . Die Vorschlage
des Vorstandes wurden nach eingehender Erörterung einstim¬
mig angenommen .

Der Landesverband Bade « der abgebauten Reichs -, Staats -
und Gemeindebeamte« faßte einen scharfen Protest gegen da»
System der Prämienausschüttung bei der Deutschen Reichs -
bahngesellschaft.

Was der Beamte für Familie u . Haushalt benötigt
Speziaihaus in ea .355

Herren - u .Damenkleiderstoffe
SeidenstoffeAussteuerartikel
Wilh . Braunagel

Herrenstr . 7 Herrenstr . 7
zwischen Kaiserstraße und Schloßplatz .

Speisezimmer
Herrenzimmer
Schlafzimmer
Küchen CA337
einzelne Möbelstücke

in bekannt großer Auswahl im Möbelhaus
Weinh

Möbel
M a i e r
Karlsruhe Zahlungserleichterung .

e i m e r
Kronenstr . 32

JEDER BEAMTE
deckt seinen Bedarf in Lebensmitteln )sowie Wasch - und Putzmitteln am" vorteilhaftesten bei u CA336

E . Rau , GroHlilDji, Karlsruhe
Büroei Straße 6 Telephon 1629

MT * Behörden erhalten Vorzugspreise "MG

(Keinen Laden mehr)

ist das seit 25 Jahren bestehende

Möbel - u . Betten -Haus
Heinrich Karrer

Straßenbahnlinie I und 2

Eigene Schreinerei und Polsterwerkstätte

Kein Laden daher billige Preise
Große Auswahl in Qualitätsmöbel aller Art

Zahlungs-Erleichterung

Bitte genau if die Firma tu achten

GESCHENK - HAUS
LEOPOLD

WOHLSCHLEGEL
Kaiserstrafie 173

Vereinspreise in grober Auswahl
370

Luxus- u. Lederwaren, Glas, Porzellan, Haushaltartikel

Färberei u . ehem . Waschanstalt

D. LaschTelefon
1953

Telefon
1953

reinigt und fftrbt alle in dieses Fach einschlagende Gegenstände
Prompte Bedienung - M &Biga Preise

EA340

Von Dr . BERNHARD BRANDT
Mit 2 Karten und z Tafeln . Preis 2.70 G .-M.

„Die Arbeit ist als guter Beitrag rar Geschichte des südliche»
Schwarzwaldes zu begräflen ." (Petermanns Geogr. Mitteilg .)

Verlag G. Braun in Karlsruhe, Karlfriedrichstr. 14

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden
<3 . BRAUNE KARLSRUHE
vormals G. Braunsche Hofbuchdruckerei und Verlag

Karlfriedrichstraße 14

Herstellung von Druckarbeiten
für staatliche und städtische Behörden

I'tMjjllMMtMMtUllUULI
I l WrPeNzei - e. GsiBeiadebeamte . Feuerwshrkorps,UnitOPmen ?a»- a. Naaazdeainta . Eisen - u. StraBgnbahner,Ftldii .Waldhlier,si >wi« Bervi(klaJdungsitj«d.Arl
Albert Hilbert , G . m . b . H . , Rastatt

Süddeutsche Bekleidungs - Industrie
Filiale : Ludwigehefen a. Rhein , BismarckstraSe 40 .

GEBRÜDER BACHERT
KARLSRUHE i . B.
Liststr. 5 Tel . 443 CA334

Glocken - und Metallgiesserei
Eisen - und Tempergiesserei

Druck G . Braun , Karlsruhe .
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